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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für die Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter ersucht den 
federführenden Entwicklungsausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag 
zu übernehmen:

1. erinnert daran, dass Frieden nicht nur die Abwesenheit von Krieg bedeutet und dass es 
keinen Frieden ohne Gerechtigkeit gibt und darüber hinaus das Ende von Feindseligkeiten 
nicht notwendigerweise in Sicherheit für Männer und Frauen resultieren muss; erinnert 
außerdem an die wichtige Rolle der Frauen bei der Verhütung und Lösung von Konflikten 
und bei der Friedensstiftung und betont, wie wichtig es ist, dass sie gleichberechtigt und 
uneingeschränkt an allen Bemühungen zum Erhalt und zur Förderung von Frieden und 
Sicherheit beteiligt werden;

2. fordert die Entwicklung eines Europäischen Aktionsplans zur Umsetzung der Resolution 
1325 des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen (UNSC) und ersucht die Kommission, 
die Partnerländer und die EU-Mitgliedstaaten zur Entwicklung eines nationalen 
Aktionsplans aufzufordern; schlägt vor, die EU-Leitlinien zur Verteidigung der 
Menschenrechte zu überprüfen, um deren volle Übereinstimmung mit der UNSC-
Resolution 1325 zu gewährleisten;

3. befürwortet die Annahme der UNSC-Resolution 1820, in der insbesondere anerkannt 
wird, dass sexuelle Gewalt eine Bedrohung für den internationalen Frieden und die 
Sicherheit darstellt;

4. betont, dass bei allen EU-Missionen (einschließlich Vermittlungs- und 
Verhandlungsteams, Polizeikräften und Friedenstruppen) Gender-Berater, Gender-
Ausbildung und die Einbeziehung von mindestens 40 % Frauen auf allen Ebenen, 
einschließlich der höchsten Führungsebenen, garantiert sein sollten;

5. weist darauf hin, dass der Gender-Aspekt generell in alle Bereiche wie Friedensforschung, 
Konfliktprävention und -beilegung, friedenserhaltende Operationen, Rehabilitations- und 
Wiederaufbaumaßnahmen nach der Beilegung von Konflikten, Finanzierungsmaßnahmen, 
Länder-/Regional-Strategiepapiere und in die Planung aller externen Interventionen 
einfließen muss; 

6. fordert die Kommission auf, Studien über Gender Mainstreaming in externen Missionen 
der EU durchzuführen;

7. hält es für notwendig, dass allen Delegationen der Kommission in Drittländern eine für 
Gleichstellungsfragen verantwortliche Person mit angemessenem Mandat und 
entsprechenden Fähigkeiten und Ressourcen angehören sollte; 

8. betont nachdrücklich die Notwendigkeit, lokale Frauenorganisationen und internationale 
Frauennetzwerke für Frieden zu konsultieren und zu unterstützen; empfiehlt die 
Bereitstellung von politischer und finanzieller Unterstützung, Ausbildung, 
Kapazitätsaufbau, technischer Hilfe, auch mit Blick auf Friedensverhandlungen und 
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gewaltlose Konfliktlösungen; 

9. betont die Notwendigkeit, dass die Frauen nach Beendigung des Konflikts ihre allgemeine 
und berufliche Bildung fortsetzen; vertritt in diesem Zusammenhang die Auffassung, dass 
die Wiederaufnahme des Schulbetriebs beim Wiederaufbau eines Landes aktiv gefördert 
werden sollte;

10. betont, wie wichtig es ist, bei der Aushandlung und Umsetzung von Friedensabkommen 
die Gender-Perspektive einzubeziehen, um die konstitutionelle Verankerung des Schutzes 
von Frauenrechten zu fördern; 

11. hält es für unabdingbar, der Straffreiheit von geschlechtsbezogener Gewalt ein Ende zu 
setzen und diese Verbrechen sofern möglich aus Amnestiebestimmungen auszuklammern 
und alle Opfer sexueller Gewalt, insbesondere Frauen und Mädchen, gleichermaßen durch 
Gesetze zu schützen und ihnen gleichen Zugang zur Justiz zu gewähren;

12. betont, dass die Bekämpfung des Einsatzes von Kindersoldaten sowie die Einberufung 
von Mädchen und der anschließende sexuelle Missbrauch Hand in Hand geht mit 
Maßnahmen zur Verbesserung des Alltags der Frauen in Regionen, die sich nach einem 
Konflikt in der Phase der Friedensschaffung und Nationenbildung befinden; 

13. weist darauf hin, dass Programme für Abrüstung, Demobilisierung und Reintegration
spezifische Vorschriften für weibliche ehemalige Kriegsteilnehmerinnen beinhalten 
sollten; 

14. fordert die EU auf, bei der Unterstützung von Reformen des Sicherheitssektors nach der 
Beilegung von Konflikten eine Gender-Perspektive vorzusehen, indem sie Gender-
Ausbildung und Expertise in den Bereichen Verfassung, Wahlen, Polizei und Justiz zur 
Verfügung stellt; 

15. betont, dass bei der Abhaltung von Wahlen in Ländern, in denen kürzlich ein Konflikt
beigelegt wurde, die Beteiligung von Frauen durch spezifische Programme und die 
Einführung von Quoten auf allen Ebenen unterstützt werden sollte;

16. hält es für absolut notwendig, in Gesellschaften nach Konflikten die Frauen in die 
Wirtschaftstätigkeit einzubinden, um ihre sozioökonomische Position und ihre 
unternehmerischen Fähigkeiten zu stärken, und betont die positive Rolle von 
Mikrokrediten; 

17. betont die Notwendigkeit, Frauen, die Opfer sexueller Gewalt geworden sind, den vollen 
Zugang zu Gesundheitsdiensten für sexuelle und reproduktive Gesundheit zu 
gewährleisten sowie zu Sensibilisierungsprogrammen, die diese Frauen bei der 
Bewältigung ihres Stigmas unterstützen können; 

18. empfiehlt die Anwendung des Verhaltenskodexes für UN-Mitarbeiter in ehemaligen 
Konfliktgebieten und fordert Null-Toleranz gegenüber sexueller Gewalt, die von 
Mitgliedern der Friedenstruppen oder NRO-Mitarbeitern verübt wird; 
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19. hält es für notwendig, die Geschlechterperspektive bei Maßnahmen zugunsten von 
Flüchtlingen und Binnenvertriebenen sowie bei der Gestaltung von Flüchtlingslagern zu 
berücksichtigen;

20. hält es für erforderlich, eine stärkere Beteiligung und Präsenz der Frauen in den Medien 
und in allen öffentlichen Foren zu fördern, damit Frauen ihre Meinung kundtun können.
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